
 
 

 

 

Gemeinde Rehling 
 

 
Niederschrift 

über die  
Öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

der Gemeinde Rehling 
am Donnerstag, 26. Februar 2026 

im Sitzungssaal 
 

GR/2026/002 
 

Beginn der öffentlichen Sitzung: 19:30 Uhr 
 
 
 
 

Anwesenheitsliste 
 
Anwesend waren: 
Erster Bürgermeister  
Aidelsburger, Christoph  
2. Bürgermeister  
Strobl, Ignaz  
3. Bürgermeisterin  
Dr. Huber, Silvia  
Gemeinderatsmitglied  
Eberwein, Markus  
Haberl, Anton  
Happacher, Robert  
Jakob, Katharina  
Jakob, Klaus  
Lindermeir, Michael  
Lindermeir, Werner  
Richter, Alexander  
Satzger, Philipp  
Sock, Matthias  
Sonstige Teilnehmer  
Zuhörer: 12  
Presse  
Abt, Josef  
Schriftführer  
Schröter, Benjamin  

 
Fehlend: 
Gemeinderatsmitglied  
Kistler, Jochen Entschuldigt fehlend 
Wilhelm, Quirin Entschuldigt fehlend 
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Ö f f e n t l i c h e  T a g e s o r d n u n g  
 
 
01 Antrag auf öffentliche Behandlung des TOP 11 der nichtöffentlichen Sitzung 

02 Genehmigung öffentliche Niederschrift vom 22.01.2026 

03 Errichtung eines Batteriespeichers, Fl.Nr. 1229 

04 Beteiligung an der Bauleitplanung der Gemeinde Affing, 5. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 9 "Gewerbegebiet Unterkreuthweg", Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

05 Beteiligung an der Bauleitplanung der Nachbargemeinde Affing, Einbeziehungssatzung 
"Am Mandlingweg", Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB  

06 Angebot Fahrradleasing für gemeindliche Mitarbeiter 

07 Feuerwehrwesen; 
Kostenübernahme der verkehrsmedizinischen Untersuchung und 
Führerscheinverlängerung 

08 Batteriespeicher; 
Entscheidung über Standort und weiteres Verfahren; 

09 Wünsche, Anregungen, Verschiedenes 

09 A PFAS - Flutgraben / Ach 

09 B Abwassergebühren; Antragseinreichung der Freien Wähler Rehling 

09 C Arbeiten der LEW im Gemeindebereich 

09 D Neue Anbindung des Funkmastes; 
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TOP 01 Antrag auf öffentliche Behandlung des TOP 11 der nichtöffentlichen Sitzung 

Sachvortrag: 
 
Gemeinderat Philipp Satzger erkundigt sich, ob der Tagesordnungspunkt 11 der nichtöffentlichen 
Sitzung auch öffentlich behandelt werden könnte. 
 
Der Vorsitzende erläutert, dass dies schon möglich sei, aber man müsste vertrauliche Teile dann 
später in nichtöffentlicher Sitzung behandeln. 
 
Weitere Mitglieder des Gremiums schließen sich der Meinung an. 
 
Beschluss: 
 
Teile des Tagesordnungspunktes 11 werden in öffentlicher Sitzung behandelt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen: 12 

Nein-Stimmen: 1 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 

  
 
 
 

TOP 02 Genehmigung öffentliche Niederschrift vom 22.01.2026 

Sachvortrag: 
 
Gemeinderat Michael Lindermeir möchte seinen kompletten Redebeitrag in der Ergänzung des 
vorletzten Protokolls der Sitzung vom 18.12.2025 in TOP 2 auch in der Niederschrift haben. Dies 
wurde soweit nicht umgesetzt. 
 
Der Vorsitzende bittet Herrn Linermeir seinen Redebeitrag per Mail zu senden, damit dieser dann 
so mit in das Protokoll aufgenommen wird. 
 
Für das Protokoll wurde nun folgender Beitrag zugesandt und wird somit ergänzt. 
 
„Ich habe deutlichen Einwand gegen die Darstellung zu TOP 2 der Friedhofssatzung in der 
vorliegenden Niederschrift. Die Formulierung, der Gemeinderat sei der neuen Satzung gegenüber 
‚aufgeschlossen‘ gewesen, entspricht nicht dem tatsächlichen Sitzungsverlauf. 
Vielmehr war das Gremium von der Informationsflut überfordert, da die ursprüngliche, 7-seitige 
Friedhofssatzung erst 3,5 Stunden vor Sitzungsbeginn kommentarlos durch eine 17-seitige 
Mustersatzung des Bayerischen Gemeindetags im Ratsinformationssystem ersetzt wurde. Eine 
sachgerechte Prüfung war in dieser kurzen Zeitspanne unmöglich; von einer ‚aufgeschlossenen‘ 
Grundhaltung kann daher keine Rede sein. 
Des Weiteren beanstande ich die einseitige Berichterstattung im Protokoll sowie in der 
Informationsweitergabe an die Presse, die den Verlauf der Debatte und die Kritikpunkte der 
Ratsmitglieder unvollständig und geschönt wiedergibt. Dieser Beitrag ist 1:1 ins Protokoll 
aufzunehmen“ 
(Redebeitrag Gemeinderat Michael Lindemeir) 
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Von Gemeinderat Philipp Satzger wird angeregt, dass die Punkte 5 b und 5 c des Protokolls etwas 
umfassender hätten ausgeführt werden können. Insbesondere das Thema PFAS hätte noch 
intensiver dargelegt werden können. 
 
Der Vorsitzende regt an, die Niederschrift mit der Ergänzung um den Redebeitrag, zu genehmigen. 
 
Beschluss: 
 
Die Niederschrift vom 21.01.2026 wird mit der Ergänzung des Redebeitrags genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen: 11 

Nein-Stimmen: 2 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 

  
 
 
 

TOP 03 Errichtung eines Batteriespeichers, Fl.Nr. 1229 

Sachvortrag: 
 
Die GmbH plant die Errichtung eines netzgebundenen Batteriespeichers mit einer Leistung von 
12 MW und einer Kapazität von 24 MWh, bestehend aus Batteriecontainern mit Li-LFP-Zellen, 
Wechselrichtern, Transformatoren und einer Netzanschlussstation. In der öffentlichen Sitzung 
vom 17.07.2025 hat der Gemeinderat der Bauvoranfrage mit 12:1 Stimmen zugestimmt. Im 
November 2025 hat das Landratsamt Aichach-Friedberg der Bauvoranfrage vorbehaltlich der 
Prüfung wasserrechtlicher und naturschutzrechtlicher Belange im Bauantragsverfahren 
bauplanungsrechtlich zugestimmt. Zur Beurteilung dieser Belange wurden dem Bauantrag 
sämtliche Gutachten hinzugefügt.  
Gegenüber der Bauvoranfrage hat sich die beanspruchte Fläche von dem bestehenden 
Grundstück vergrößert. Außerdem hat sich die Positionierung der geplanten Gebäude/Bauteile, 
Zufahrt innerhalb des Grundstücks geändert. Die genauen Details (Maße, Zaun, geplante Zufahrt 
etc.) sind dem beiliegenden Plan zu entnehmen.  
 
Das Vorhaben befindet sich im Außenbereich (sonstiges Vorhaben im Außenbereich nach § 35 
Abs. 2 BauGB). Im Flächennutzungsplan handelt es sich um Flächen für die Landwirtschaft. 
Durch das Grundstück verläuft das Bodendenkmal Römerstraße „Mandelwies“ „Hartanger. Laut 
dem Antragsteller befindet sich das Bodendenkmal 200 m westlich des geplanten 
Speicherstandorts. Sollten im Zuge der Bauarbeiten Bodendenkmäler zutage treten, werden die 
entsprechenden Stellen unverzüglich darüber informiert.  
 
Die Abstandsflächen sind eingehalten. Die Nachbarunterschriften liegen nicht vor. Insgesamt 
lagen der Sitzungseinladung zwei Plananlagen bei. 
 
Zur besseren Veranschaulichung wird durch den Vorsitzenden ein Video über den Bau eines 
entsprechenden Batteriespeichers am Beamer gezeigt. 
 
Seitens der Gremiumsmitglieder werden ein paar Fragen gestellt und Bedenken geäußert. 
Zur Höhe der Container wird aus den Unterlagen entnommen, dass diese ca. 3,00 m entspricht. 
 
Bedenken hinsichtlich der Immissionen werden angesprochen. Dies zu prüfen obliegt laut 
Vorsitzendem jedoch dem Landratsamt. Die Gemeinde kann diesen Hinweis jedoch geben. 
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Auf jeden Fall wird eine Eingrünung gefordert. Diese ist nicht erkennbar aus den mitgelieferten 
Unterlagen und Plänen. Es wird auch gefordert, dass die Eingrünung so angelegt wird, dass die 
Sichtachse für ausfahrende landwirtschaftliche Fahrzeuge aus dem Feldweg auf die Straße 
entsprechend frei gehalten wird. 
 
Auch angeregt wird die Container in natürlichen Farben entsprechend der Umgebung zu halten. 
Dies sei bei einigen Speichern schon geschehen. Ob dies möglich ist wird von einigen Räten 
bezweifelt, jedoch ist auch der Vorsitzende dafür dies so anzuregen. 
 
Auf Grund der fehlenden Unterlagen und Informationen hinsichtlich Eingrünung und Immissionen 
ist das Gremium einstimmig der Meinung den Tagesordnungspunkt auf die nächste Sitzung zu 
vertagen. 
 
 
 

TOP 04 Beteiligung an der Bauleitplanung der Gemeinde Affing, 5. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 9 "Gewerbegebiet Unterkreuthweg", Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

Sachvortrag: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Affing hat in der Sitzung vom 28.10.2025 die erneute 
Aufstellung der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Gewerbegebiet Unterkreuthweg“ 
beschlossen.  
Die Gemeinde Affing konnte bei der Abfassung des Satzungstextes und der Festsetzungen des 
bestehenden Bebauungsplanes im Jahr 1993 von der Rechtslage ausgehen, durch einfachen 
Beschluss eine nur ausnahmsweise zugelassene Nutzung oder Anlage ohne weiteres zulassen 
oder ausschließen zu können und damit auf die Struktur des Bebauungsplangebietes jederzeit 
Einfluss nehmen zu können.  
Durch ergangene Gerichtsurteile und Handhabungen der Genehmigungsbehörden ergibt sich 
nun die neue Rechtserkenntnis, dass mit der bestehenden Nutzungsformulierung ohne 
gewichtige städtebauliche Gründe nicht mehr steuernd in die Nutzungsstruktur, des 
Bebauungsplangebiets in Bezug auf die ausnahmsweise zugelassenen Anlagen und Nutzungen 
eingegriffen werden kann.  
Somit könnte sich eine ungewollte Änderung des städtebaulichen Grundkonzepts, dem 
sogenannten roten Faden ergeben, welche dem ursprünglichen Planungsgedanken der 
Gemeinde zuwiderlaufen würde. Ebenfalls könnten Bezugsfälle oder Referenzobjekte entstehen, 
welche den Gebietscharakter eines Gewerbegebiets negativ beeinflussen würden.  
Innerhalb des Gewerbegebietes bestehen bereits 10 genehmigte bzw. errichtete Betriebs-
leiterwohnungen/-häuser. Um das im Hinblick auf die vorliegende Häufung mögliche 
Konfliktpotential zwischen gewerblicher Nutzung und Wohnen im Gewerbegebiet zu entschärfen 
und ein Kippen des Gebietes in Richtung Mischgebiet zu vermeiden ist daher aus städtebaulichen 
Gründen die Änderung des Bebauungsplanes veranlasst.  
Des Weiteren sollen die erforderlichen Anpassungen an die Standards der XPlanung 
berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang wird die bestehende Planzeichnung, die 
bislang auf dem Gauß-Krüger-Koordinatensystem basiert, in das UTM-Koordinatensystem 
überführt. Die Umstellung dient der Vereinheitlichung, digitalen Weiterverarbeitung sowie der 
rechtssicheren Bereitstellung der Planunterlagen.  
Zwischenzeitlich wurden etliche Grundstücke bereits bebaut und die Erschließungsmaßnahmen 
entsprechend der o. g. Bauleitplanungen ausgeführt. Die digitale Flurkarte, welche den 
tatsächlichen Bestand widerspiegelt, dient als Grundlage der Planung. 
Die Gemeinde Rehling ist im Zuge der Behördenbeteiligung zur Stellungnahme aufgefordert. Aus 
Sicht der Verwaltung bestehen keine Bedenken gegen die Planungen der Gemeinde Affing.  
 
Beschluss: 
 
Von Seiten der Gemeinde Rehling bestehen keine Einwände gegen die Planungen der 
Gemeinde Affing.  
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Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen: 13 

Nein-Stimmen: 0 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 

  
 
 
 

TOP 05 Beteiligung an der Bauleitplanung der Nachbargemeinde Affing, 
Einbeziehungssatzung "Am Mandlingweg", Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB  

Sachvortrag: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Affing hat in der öffentlichen Sitzung vom 27.01.2026 die 
Aufstellung der Einbeziehungssatzung „Am Mandlingweg“ beschlossen.  
Für die Flurnummern 156/11, 156/12, 156/17 und 156/18 Gemarkung Affing wurde bei der 
Gemeinde ein Antrag für eine Wohnbebauung gestellt. Die Fläche soll einer geordneten 
Nachverdichtung zugeführt werden. Die Bebauung soll dabei angrenzend zur bestehenden 
Bebauung errichtet werden. Sie setzt damit die bereits vorhandene Bebauung fort. 
Eine Bebaubarkeit ist derzeit bauplanungsrechtlich im Bereich der vorgesehenen Bebauung 
nicht zulässig, da diese z.T. im Außenbereich gem. § 35 BauGB liegt. Jedenfalls nicht 
privilegierte Bauvorhaben sind nach § 35 Abs. 2 BauGB nicht genehmigungsfähig. 
Die Gemeinde ist bereit, durch die Aufstellung einer Einbeziehungssatzung nach §34 Abs.4 
Satz 1 Nr.3 BauGB die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die angestrebte Bebauung zu 
schaffen. Das Plangebiet befindet sich im Osten von Affing. 
Im Zuge der Behördenbeteiligung ist die Gemeinde Rehling zur Stellungnahme bis 13.03.2026 
aufgefordert. Aus Sicht der Verwaltung bestehen keine Bedenken gegen die Planungen der 
Gemeinde Affing.  
 
Beschluss: 
 
Die Gemeinde Rehling hat keine Einwände gegen die Planungen der Gemeinde Affing.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen: 13 

Nein-Stimmen: 0 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 

  
 
 
 

TOP 06 Angebot Fahrradleasing für gemeindliche Mitarbeiter 

Sachvortrag: 
 
Bereits seit 2020 besteht durch den Tarifvertrag „Fahrradleasing“ die Möglichkeit für 
Kommunen ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein Fahrradleasing mittels 
Gehaltsumwandlung zu ermöglichen. 
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Das Konzept kam unter den Kommunen zuerst nur schleppend in Gang. Auch seitens der 
Anbieter und der Umsetzung gab es noch Anpassungsbedarf. 
 
Mittlerweile ist das Konzept sehr gefragt und verbreitet. Auch die Anbieter liefern mittlerweile 
eine unkomplizierte Abwicklung und Unterstützung. 
 
Vorteile sind natürlich durch die Gehaltsumwandlung eine Steuerersparnis und geringere 
Sozialabgaben. Hierdurch kommt das Bikeleasing günstiger als beim Direkterwerb. 
 
Der Wunsch der Beschäftigten nach einem solchen Angebot ist im Vergleich zu den 
Vorjahren deutlich gestiegen. 
 
Bisher haben kommunale Anbieter in einem komplexen Ausschreibungsverfahren (mit 
hohen Kosten) einen Anbieter finden müssen. Diese Verfahren liefen in etwa ein halbes 
Jahr. 
Durch die nun nach aktuellen Vergaberichtlinien erhöhten Wertgrenze für Direktaufträge 
dem abzudeckenden Bedarf ist ein solches Verfahren nicht mehr zwingend. Bei einem 
Wertansatz von 7.000 € je Mitarbeiter für ein Fahrrad samt Ausstattung können bis zu 14 
Verträge geschlossen werden. 
 
Einziger Aufwand für die Gemeindeverwaltung ist die Anpassung des 
Abrechnungsprogramms und Änderungen in der Lohnbuchhaltung. 
 
Es wird daher vorgeschlagen, einen Anbieter ohne Ausschreibung auszuwählen und das 
Angebot des Bikeleasings den Mitarbeitern unkompliziert zu ermöglichen. 
 
Seitens des Gremiums wird vorgeschlagen, einen von den Mitarbeitern gewünschten 
Anbieter auszuwählen, welche mit Fahrradgeschäften in der Gegend kooperiert. Auch die 
komplexe Ausschreibung soll vorerst vermieden werden. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat spricht sich für das Angebot des Bikeleasings an die Mitarbeiter aus. Dies 
soll für alle Beschäftigten (Angestellte und Beamte) gelten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen: 13 

Nein-Stimmen: 0 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 

  
 
 
 

TOP 07 Feuerwehrwesen; 
Kostenübernahme der verkehrsmedizinischen Untersuchung und 
Führerscheinverlängerung 

Sachvortrag: 
 
Die Gemeinde übernimmt bisher die Kosten für die verkehrsmedizinische Untersuchung 
sowie die Verlängerung des Führerscheins. Dieser Beschluss stammt aus der Sitzung vom 
04.11.2010. Damals wurde ein Betrag von 75 € beschlossen. 
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Die aktuell tatsächlichen Kosten betragen für die ärztliche Untersuchung ca. 95,00 € und 
die Verlängerung der Fahrerlaubnis 38,80 € also gesamt 133,80 €. Die Preise variieren je 
nach Arzt.  
 
Es wäre daher sinnvoll einen Maximalbetrag von 150,00 € festzulegen. Erstattet werden 
soll selbstverständlich nur der tatsächliche Rechnungsbetrag gegen Vorlage der 
Rechnung. 
 
Die Anpassung wurde vom Kommandanten angeregt, u.a. mit der Begründung, dass einige 
den Führerschein ausschließlich für die Feuerwehr benötigen. 
 
Beschluss: 
 
Die Gemeinde übernimmt die Kosten für die verkehrsmedizinische Untersuchung sowie die 
Verlängerung des Führerscheins bis zu einem Maximalbetrag von 150,00 €. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen: 13 

Nein-Stimmen: 0 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 

  
 
 
 

TOP 08 Batteriespeicher; 
Entscheidung über Standort und weiteres Verfahren; 

Sachvortrag: 
 
Hinsichtlich der Thematik der Ansiedlung eines Batteriespeichers wurde das Gremium 
über die Entwicklungen und Gespräche auf dem Laufenden gehalten. 
 
Nun sprechen mehrere Faktoren dafür, grundsätzliche Entscheidungen zu Treffen. Im 
Folgenden werden nochmals die bisher wesentlichen Thematiken erläutert. Wesentliche 
gemeindliche Flächen, welche zur Verfügung stehen, wären die FlNr. 1231/0 Gemarkung 
Rehling mit 9.450,00 m² (westlich des Gewerbegebietes) und die FlNr. 2125/0 
Gemarkung Rehling mit 16.118,00 m² (östlich des Gewerbegebietes). 
 
 
Netzanschluss 
 
Nach ausführlicher Erläuterung der Auslastung des Umspannwerkes steht noch eine 
Netzkapazität von ca. 20-22 MW zur Verfügung. Größere Anschlussvorhaben wurden 
aktuell nicht beantragt, jedoch soweit sich in den Nachbargemeinden (Todtenweis oder 
Affing) weitere Projekte skizzieren, könnte diese Kapazität aufgebraucht sein. 
 
Baurecht 
 

- Bauplanungsrecht 
Eine Privilegierung im 200m Umkreis um das Umspannwerk ist möglich. Die 
Vorhaben wären sogar nach Bayerischer Bauordnung genehmigungsfrei, was 
jedoch derzeit noch nicht praktiziert wird. 

- Naturschutz 
Die östliche Fläche ist laut UNB ohne weiteres nutzbar. Bei der westlichen Fläche 
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laufen die Untersuchungen, es wird aber eine Population des Rebhuhns 
vermutet. 

- Immissionsschutz 
Bei der östlichen Fläche liegt die Wohnbebauung in mind. 300m Entfernung. Im 
Regelfall werden Abstände von mind. 200m gefordert. Schallschutzmaßnahmen 
u.a. durch Eingrünung und technische Maßnahmen sind dennoch möglich. 

 
Flächenverbrauch 
 
Nach aktuellen Möglichkeiten (Netzanschlusskapazität von 20 MW) wird ein maximaler 
Flächenverbrauch von rd. 1.500 m² angesetzt. Je nach Zuschnitt der Anlagentechnik sind 
die noch relativ großen Restgrundstücke gut weiter verwertbar und nutzbar. 
 
Weitere Projekte 
 
Südlich des Gewerbegebietes wurde nun bereits der Bauantrag für ein Vorhaben von 12 
MW eingereicht. Die Netzkapazität ist bereits vergeben und in der Restkapazität 
berücksichtigt. 
 
Monetäre Aspekte 
 
Gewerbesteuer 
 
Im Rahmen der Förderung der Erneuerbaren Energien und der Netzstabilität hat der 
Gesetzgeber auch für die Kommunen einen Anreiz geschaffen, Batteriespeicher 
anzusiedeln. Dies wurde durch das Jahressteuergesetz 2024 entsprechend für das 
Gewerbesteuergesetz geändert. So erhalten nun Kommunen 90% des 
Gewerbesteueranteils. 
 
Auf Basis einer vertraulichen Kalkulation eines Speichers sind pro Megawatt Leistung ein 
Reinerlös von 4.300 bis 5.300 € pro Jahr an effektiver Gewerbesteuer anzusetzen. 
 
Der aktuell in Beantragung befindliche Speicher von 12 MW würde somit zwischen 
52.000 € und 65.000 € jährlich an Gewerbesteuerertrag bedeuten.  
Sollte das weitere Projekt auf einer gemeindlichen Fläche mit 20 MW umgesetzt werden, 
so wären dies zusätzlich 86.000 € bis 106.000 € jährlich. 
 
Gesamt könnte der Batteriespeichersektor in Rehling somit zwischen 50.000 € und 
160.000 € jährlich an Gewerbesteuer einbringen. 
 
Pachteinnahmen 
 
Ebenso werden für die in Anspruch genommenen Flächen im Regelfall Pachtverträge 
bzw. Vorverträge geschlossen. Die Pachtpreise sind deutlich über den Marktwerten. Im 
möglichen Verhandlungsrahmen wird derzeit von ca. 40.000 € bis 60.000 € jährlich für 
dieses Projekt ausgegangen. 
 
Fazit: 
 
Der Zeitpunkt ist nun gekommen, entsprechende wegbereitende Entscheidungen zu 
treffen. Weiteres Abwarten kann dazu führen, dass keine Netzkapazität mehr vorhanden 
ist und somit kein Projekt mehr umgesetzt werden kann. 
 
Auswahl des Grundstückes 
 
Zur Wahl stehen die FlNr. 1231/0 Gemarkung Rehling mit 9.450,00 m² (westlich des 
Gewerbegebietes) und die FlNr. 2125/0 Gemarkung Rehling mit 16.118,00 m² (östlich 
des Gewerbegebietes). 
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 FlNr. 1231/0 Gemarkung 
Rehling (westlich des 
Gewerbegebietes) 

FlNr. 2125/0 Gemarkung 
Rehling (östlich des 
Gewerbegebietes). 

 

Bauplanungsrecht Innerhalb der 200m Zone 
der Privilegierung  

Innerhalb der 200m Zone 
der Privilegierung 

 

Naturschutz Eingeschränkt durch 
Rebhuhn u.a. 

Lt. UNB keine 
Einschränkungen 

 

Immissionsschutz ca. 500 m von (reiner) 
Wohnbebauung entfernt 

ca. 300 m von (reiner) 
Wohnbebauung entfernt 

 

Fläche Nutzbare Restfläche bei rd. 
8.000 m² 

Nutzbare Restfläche bei rd. 
14.600 m² 

 

Nutzung Direkte Erschließung über 
Kreisstraße 

Indirekte Erschließung 
über am Mühlanger 

 

 Standort für höherwertiges 
Gewerbe wie Einzelhandel 
und Verbrauchermärkte 

Ggf. Fläche für Ost-
Erweiterung 

 

 
 
Vertragliche Bindung 
 
Abschluss eines Vorvertrages mit dem Projektentwickler. Bei erfolgreicher Umsetzung 
entsprechender Pachtvertrag mit hohem Pachtzins. 
 
Es wird die Netzanfrage erneut offiziell gestellt und ein Bauantrag durch den Entwickler 
eingereicht. 
 
Nach Projektierung stehen als Betreiber die Lichtblick AG oder die LEW als Optionen im 
Raum. 
 
 
Beschluss: 
 

1. Die Gemeinde stimmt einer Projektentwicklung eines Batteriespeichers auf einem 
gemeindlichen Grundstück zu. 
 

2. Als Grundstück für die Umsetzung wird die FlNr. 1231/0 Gemarkung Rehling mit 
9.450,00 m² (westlich des Gewerbegebietes) festgelegt. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

1. Projektumsetzung 
 

Ja-Stimmen: 13 

Nein-Stimmen: 0 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 

  
2. Flächenauswahl 

 

Ja-Stimmen: 12 

Nein-Stimmen: 1 

Persönlich beteiligt: 0 

Anwesende Mitglieder: 13 
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TOP 09 Wünsche, Anregungen, Verschiedenes 

 
 

TOP 09 A PFAS - Flutgraben / Ach 

Sachvortrag: 
 
Gemeinderat Werner Lindemeir erkundigt sich über die Pflege von Flutgraben und 
Ach und merkt an, dass schon bei geringen Regenfällen der Pegel der Ach 
beängstigend steigt. Er möchte wissen, ob am Wehr entsprechend die Ableitung in 
den Flutgraben geregelt wird und wer hierfür zuständig ist. 
 
Der Vorsitzende gibt das Wort an Gemeinderat Robert Happacher. Dieser erläutert, 
dass er für das Wehr zuständig ist und auf Anweisung des Wasserwirtschaftsamtes 
(WWA) die Einstellungen am Wehr vornimmt. 
 
Die Pegelhöhe resultiert natürlich auch an den noch ausstehenden 
Pflegemaßnahmen. Der Vorsitzende ist hier im Kontakt mit dem WWA, damit diese 
auch durchgeführt werden. 
 
 
 

TOP 09 B Abwassergebühren; Antragseinreichung der Freien Wähler Rehling 

Sachvortrag: 
 
Gemeinderat Michael Lindermeir ergreift für die Freien Wähler Rehling das Wort und 
beanstandet die Erhöhung der Abwassergebühren. Diese sind aus Sicht der Freien 
Wähler Rehling viel zu stark angehoben worden. Auch wurde nicht transparent die 
Erhöhung kommuniziert. Es wird vermutet, dass im Bereich der Abschreibungen und 
Zinsen Rechenfehler vorhanden sind und die Gebühr daher niedriger ausfallen 
könnte. 
 
Es wird ein Antrag auf Akteneinsicht durch Gemeinderat Werner Lindermeir der 
Verwaltung übergeben, mit dem Wunsch bis 12.03. die Akteneinsicht zu erhalten, 
um noch vor Bestandskraft der Bescheide Klarheit zu bekommen. 
 
Der Vorsitzende informiert, dass über einen entsprechenden Antrag nach 
Geschäftsordnung nicht sofort abgestimmt werden kann und daher die Frist zum 
12.03.2026 nicht eingehalten werden kann. 
 
Andere Stimmen aus dem Gremium halten entgegen, dass die Kalkulation in der 
damaligen Sitzung schlüssig präsentiert wurde und allen Räten vorlag. Die 
Gemeinde ist verpflichtet die Abwasseranlage kostendeckend zu betreiben und nach 
4 Jahren Kalkulationszeitraum gab es deswegen Aufholbedarf. 
 
 
 

TOP 09 C Arbeiten der LEW im Gemeindebereich 

Sachvortrag: 
 
Der Vorsitzende berichtet über Vorhaben der LEW (Verteilnetz) im 
Gemeindebereich. 
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Zum einen soll ein Trafo an einem 20 KV-Mast bei St. Stefan abgebaut und als 
Schrankausführung in der Grünfläche nahe des dortigen Spielplatzes umgesiedelt 
werden. Ein entsprechender Vertrag mit den LEW wird hier geschlossen. 
 
Auch eine Glasfasertrasse ans Umspannwerk soll gelegt werden. Hier wird eine 
entsprechend lange Trasse entstehen. Diese erfolgt vom Sander Kreisverkehr 
kommend zum Umspannwerk. 
 
 
 

TOP 09 D Neue Anbindung des Funkmastes; 

Sachvortrag: 
 
Der Vorsitzende berichtet über das Vorhaben, den Funkmast in Rehling an der 
Raiffeisenstraße neu anzubinden. In einem Übersichtsplan wird der aktuell 
geplante Trassenverlauf vorgestellt. Der Mast soll einen Glasfaseranschluss 
erhalten. 
 
Hier hat die Gemeinde so gut wie keine Möglichkeit der Einflussnahme, da über 
das Telekommunikationsgesetz (TKG) die Rechte der 
Telekommunikationsanbieter fast unantastbar sind. 
 
 
 

            

 
 
 

  

 
 
Ende der Sitzung: 20:31 Uhr 
 
 
Für die Richtigkeit: 
 
 
 
Christoph Aidelsburger Benjamin Schröter 
Erster Bürgermeister Schriftführung 
 


